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			Wo ist Santiago Maldonado?

			Indio-Aktivist weiter verschwunden / Landesweite Proteste
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			Nach Angaben der Organisatoren nahmen 250.000 Menschen an der Demo teil. (Foto: dpa)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Zehntausende Bürger haben Aufklärung über den Verbleib von Santiago Maldonado gefordert. In mehreren Städten des Landes gingen Menschen mit dem Konterfei des verschleppten Menschenrechtsaktivisten auf die Straßen. Am Rande der Großkundgebung am vorigen Freitagabend in Buenos Aires, an der nach Angaben der Organisatoren 250.000 Menschen teilnahmen, kam es zu Ausschreitungen. Mindestens 23 Menschen seien verletzt worden, darunter mehrere Polizisten, berichtete die Zeitung „La Nación“. 30 Personen, unten diesen auch Journalisten und Lehrer, wurden vorübergehend festgenommen.

			„Wo ist er?“, hatten zuvor die Menschen symbolisch auf der Plaza de Mayo in Buenos Aires gerufen. Der 28-jährige Maldonado war vor einem Monat in der Provinz Chubut nach einem Protest für die Rechte von Mapuche-Indios verschleppt worden. In der Gegend kämpfen die Mapuches seit Jahren um Land. 

			Das Schicksal von Maldonado rief im ganzen Land Angst vor früheren Zuständen hervor. Während der letzten Militärdiktatur (1976-1983) wurden Tausende Regimegegner verschleppt, viele tauchten nie wieder auf.

			Die Regierung bat die Demonstranten um Besonnenheit. Die Regierung arbeite daran, um Klarheit zu schaffen, teilte Kabinettschef Marcos Peña mit. Zugleich warnte er vor voreiligen Schlüssen. Es gebe Akteure, die die Situation bewusst politisch nutzten, sagte Peña. In den vergangenen Tagen hatten auch viele linke soziale Bewegungen zu den Protesten aufgerufen.

			Am Dienstag meldete sich erstmals auch Mauricio Macri zu dem Thema zu Wort. Der Staatschef sagte den Ermittlungsbehörden die volle Unterstützung der Regierung zu. Macri verurteilte die Ausschreitungen am vorigen Freitag. Er ging allerdings nicht auf das harte Eingreifen der Sicherheitskräfte ein, die mit Wasserwerfern und Schlagstöcken gegen die Demonstranten vorgegangen waren.

			Derweil fehlt von Maldonado weiter jede Spur. Anfang der Woche erwies sich eine Ermittlungsspur als Irrweg: Blutspuren an dem Messer eines Landarbeiters der Estancia El Matén (Chubut) ergaben keine DNA-Übereinstimmungen mit dem Gesuchten.

			Mittlerweile haben mehrere Mapuche vor dem Ermittlungsrichter in Esquel, Guido Otranto, ihre Aussagen gemacht. Einer von ihnen, Matías Santana, erklärte, mit einem Fernglas gesehen zu haben, wie die kasernierte Bundespolizei (Gendarmería) Maldonado abgeführt habe.
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			Erinnerungen an „Tania la Guerrillera“

			Veranstaltung zum 50. Todestag der Deutsch-Argentinierin Tamara Bunke
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			Ana María Ramb Hughes (l.) und Ivana Brighenti. (Foot: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - Sie wurde weltberühmt als Kämpferin an der Seite Che Gueveras: Tamara Bunke, besser bekannt als Tania la Guerrillera. Vor 50 Jahren kam die Deutsch-Argentinierin bei dem Versuch, eine Revolution in Bolivien zu entfachen, ums Leben. Im Haus der kubanisch-argentinischen Freundschaft in Buenos Aires erinnerten die deutschstämmige Schriftstellerin Ana María Ramb Hughes und Ivana Brighenti, die stellvertretende Leiterin des Zentrums für marxistische Studien in Buenos Aires, an die Revolutionärin.

			Tamara Bunke erblickte vor fast genau 80 Jahren, am 19. November 1937 in Buenos Aires, das Licht der Welt. Sie wird hineingeboren in das Milieu deutscher Exilanten. Ihre kommunistisch gesinnten Eltern waren kurz zuvor aus Hitler-Deutschland geflohen. Tamaras Mutter Nadja Bider stammte aus einer jüdischen Familie in Odessa. In Berlin lernte sie ihren späteren Mann, den Sportlehrer Erich Bunke, kennen. 

			Dieser fand in Buenos Aires Anstellung bei der Cangallo-Schule, der zunächst einzigen der hiesigen deutschsprachigen Schulen, die nicht auf NS-Kurs war. Die Bunkes engagierten sich auch in Argentinien politisch: In der Kommunistischen Partei, in der Gruppe „Das andre Deutschland“ sowie im sozialistischen Verein „Vorwärts“, in dessen Vorstand Erich Bunke wirkte. Das Haus der Familie Bunke im Stadtteil Saavedra entwickelte sich zum Treffpunkt Gleichgesinnter, in dem Kultur und Musik groß geschrieben wurden.

			Tamara war in ihrer Kindheit vor allem sportbegeistert: Sei es in der Cangallo-Schule oder im „Vorwärts“-Vereinsheim „La Perlita“ in Quilmes. Dort widmete sie sich der Leichtathletik, ging schwimmen oder reiten. „Fähigkeiten, die ihr später bei der Guerrilla in Bolivien nützlich waren“, meint Ramb.

			1952 beschlossen die Bunkes, nach Deutschland zurückzukehren. In ihrem Falle in den östlichen Teil, um beim Aufbau des Sozialismus in der drei Jahre zuvor gegründeten DDR mitzuhelfen. Die Familie zog nach Stalinstadt, dem späteren Eisenhüttenstadt, wo Erich Bunke wieder als Lehrer arbeitete. Tamara teilte zwar die politischen Ziele des „Arbeiter- und Bauernstaats“. Doch sie zog es  in ihre südamerikanische Heimat zurück. Dies verstärkte sich noch, als sie als Dolmetscherin ihren argentinischen Landsmann Ernesto „Che“ Guevara kennenlernte, der als Repräsentant des revolutionären Kubas zu Besuch in der DDR war.

			1961 schaffte es Tamara, nach Kuba auszureisen, wo sie eine militärische und geheimdienstliche Ausbildung erhielt. Um den von Che Guevara geplanten Revolutionsexport nach Bolivien vorzubereiten, schickte sie der kubanische Geheimdienst 1964 in das Andenland. Sie wählte dabei den Tarnnamen Laura Gutiérrez Bauer. Ramb vermutet, dass Tamara dabei an Alfredo Bauer gedacht haben könnte - dem aus Österreich stammenden Schüler ihres Vaters in Buenos Aires, der sich später einen Namen als Schriftsteller und Faschismus-Experte machte.

			Unterstützte sie die Guevara-Truppe zunächst noch, indem sie als Radiomoderatorin verschlüsselte Botschaften absendete, schloss sie sich im März 1967 auf eigene Faust den Kämpfern in den Bergen an. Den Decknamen „Tania“ wählte sie in Anlehnung an die 1941 hingerichtete sowjetische Partisanin Soja Anatoljewna Kosmodemjanskaja, die zur Ikone des Widerstands gegen die deutsche Besatzung wurde.

			Am 31. August 1967 starb Tamara alias Tania in einem feindlichen Hinterhalt, als sie den Río Grande nahe Vado del Yeso durchqueren wollte. Sie wurde in der Provinzhauptstadt Vallegrande beigesetzt. 1998 wurden ihre sterblichen Überreste schließlich nach Santa Clara in Kuba überführt, wo sie in der Gedenkstätte für Che Guevara und seine Mitstreiter feierlich beigesetzt wurden.

			In Buenos Aires erinnert heute nichts mehr an Tamara Bunke und ihre Familie, beklagt Ramb. Es werde indes darüber nachgedacht, an geeigneter Stelle eine Gedenktafel anzubringen.
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			Die Woche in Argentinien

			Viadukte geplant

			Um den Verkehr in der Hauptstadt flüssiger zu machen, will die Stadtregierung von Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta die Zahl der ebenerdigen Bahnübergänge deutlich reduzieren. Zu diesem Zweck sollen mehrere Bahnlinien, die durch die Hauptstadt führen, durch Viadukte angehoben werden: Auf der Strecke „General Mitre“ (Richtung Tigre) ein 3,9 Kilometer langer Abschnitt zwischen Núñez und der Station Lisandro de la Torre entstehen, auf der Strecke „General San Martín“ das 5 Kilometer lange Teilstück zwischen den Stationen Paternal und Palermo und auf der Bahnlinie „Belgrano Sur“ die Passage zwischen dem Bahnhof Constitución und der neuen Station Sáenz. Durch die Maßnahmen sollen 27 der derzeit noch 74 Bahnkreuzungen verschwinden. Die Kosten für das Projekt, an dem sich auch die Nationalregierung beteiligt, werden mit 2,6 Milliarden Pesos (Mitre), 3,9 Mrd. Pesos (San Martín) und 2,385 Mrd. (Belgrano Sur) veranschlagt.

			Chagas-Medikament

			Erfolg für die argentinische Forschung: Das Medikament benznidazol gegen die Chagas-Krankheit ist für den Verkauf in den USA von der dortigen Behörde für Pharmazeutika (FDA) zugelassen worden und kann für Kinder im Alter zwischen zwei und zwölf Jahren verwendet werden. In Argentinien ist benznidazol seit 2012 auf dem Markt. Mit der Entwicklung des Medikaments hatte die Stiftung „Mundo Sano“ begonnen, nachdem es eine entsprechende Initiative aus dem argentinischen Gesundheitsministerium gab. An dem Projekt waren Maprimed, das Chemiewerk der Roemmers-Gruppe und INSUD, sowie das argentinische Laboratorium Elea und Química Sintética, die Chemieanlage von INSUD in Spanien, beteiligt. Chagas ist eine infektiöse Erkrankung und Parasitose, die durch den Einzeller Trypanosoma cruzi hervorgerufen wird. Weltweit leiden 8 Millionen Menschen an der Krankheit. In Argentinien alleine sind es 1,5 Millionen.

			Brieftaube als Drogenkurier 

			In La Pampa ist eine seltsame Form des Rauschmittelschmuggels aufgeflogen: Eine Brieftaube sollte Drogen in ein Gefängnis der zentral gelegenen Provinz bringen - in einem Rucksack. Allerdings wurde dem Tier der Kurierflug zum Verhängnis. Polizisten der Provinzhauptstadt Santa Rosa erschossen die Taube, wie die Zeitung „Clarín“ berichtete. Demnach fanden die Ermittler bei dem ungewöhnlichen Drogenkurier über 40 Pillen, mehrere Gramm Marihuana und einen USB-Stick. Der Fall wurde vor wenigen Tagen bekannt. Die Taube trug „ein Stück Stoff als eine Art Rucksack festgebunden“, zitierte „Clarín“ die Gefängnisbehörde SPF. Die Ermittler hätten den Fall seit längerem beobachtet. Die Methode sei auch nicht ganz unbekannt: Bereits 2013 seien Ermittler einer Drogenbande auf die Spur gekommen, die Tauben für den Drogenhandel trainierte.

			Zu Ehren der Reformation

			Es war auch ein politisches Signal: Zum bevorstehenden 500. Jahrestag der Reformation fand am Dienstag eine große Gala im Teatro Colón statt, an der Mauricio Macri teilnahm. Der Staatspräsident hob in seiner Ansprache die „Werte der Ethik, der Arbeitskultur und der Solidarität“ hervor, die mit der Reformation verbunden seien. Für den musikalischen Teil des Abends sorgte das nationale Jugend-Sinfonieorchester „José de San Martín“, das Orchester der Heilsarmee, der mehrstimmige Chor der Nation und der vereinigte Reformationschor. Sie brachten Werke von Felix Mendelssohn Bartholdy und Johann Sebastian Bach zu Gehör. Als Beginn der Reformation gilt der 31. Oktober 1517, als Martin Luther seine 95 Thesen an der Schlosskirche von Wittenberg angeschlagen haben soll.

			Segelflug-Höhenrekord

			Ein Team des vom verunglückten US-Abenteurer Steve Fossett gegründeten „Perlan Project“ hat nach eigenen Angaben einen neuen Höhenrekord im Segelfliegen erreicht. Das Gleitflugzeug „Perlan II“ sei am Sonntag über Patagonien bis auf 15.902 Meter (52 172 Fuß) aufgestiegen, wie das von Airbus unterstützte Projekt auf seiner Webseite mitteilte. Damit sei der von Fossett selbst gesetzte Weltrekord von 15.460 Meter aus dem Jahr 2006 gebrochen. Fossett kam 2007 bei einem Flugzeugunglück im US-Bundesstaat Nevada ums Leben. Der Rekord muss noch von der Internationalen Aeronautischen Vereinigung (FAI) in Paris bestätigt werden, wie die Zeitung „La Nación“ berichtete. Der neue Rekordflug startete von El Calafate unter dem Kommando des US-Piloten Jim Payne. Der Ort an den Anden wurde gewählt, weil dort der Polarwirbel und die sogenannten Leewellen an den Berghängen die stärksten Aufwinde bieten, die bis in die Stratosphäre gehen. Das Perlan-Projekt zielt darauf ab, mit dem Gleitflugzeug eine Höhe von bis zu 30.000 Meter zu erreichen. Dabei sollen die meteorologischen Gegebenheiten der Höhenwinde näher erforscht werden. (AT/mc/dpa)
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			Mapuches

			Die Mapuches sind ein chilenischer Indianerstamm, der von den Spanien als Araukaner benannt worden war, sich selber jedoch nicht so nennt. Diese Indianer kamen erst nach Argentinien, als sich die Pferde und Rinder, die Pedro de Mendoza, der erste Gründer der Stadt Buenos Aires, im Jahr 1536 mitbrachte, sich stark vermehrt hatten und Millionen wurden. Die Pferde gaben den Araukanern oder Mapuches die Möglichkeit, sich über weite Strecken zu bewegen, und die Rinder lieferten ihnen Milch, Fleisch und auch Häute für ihre Zelte und ihre Bekleidung. Somit hatten sie eine Subsistenzgrundlage, die vorher in Patagonien nicht vorhanden war. Sie waren auf alle Fälle keine ursprünglichen Bewohner, da sie nach den Spaniern kamen. 

			Diese Indianer entwickelten sich zu hervorragenden Reitern. Sie zähmten die Pferde indem sie sie in Lagunen oder Flüsse trieben, und dann auf sie stiegen. Die Pferde konnten dann nicht bocken, und schließlich gewöhnten sie sich daran, einen Menschen auf dem Buckel zu tragen. Die Indianer behandelten die Pferde freundlich, ganz im Gegensatz zur Brutalität der Zähmung, die sonst üblich war. Sie ritten in großer Zahl immer mehr nach Norden und verunsicherten dabei das Land, was eine normale Landwirtschaft stark behinderte. Sie stahlen Rinder und oft auch Frauen, die zu Sklaven machten. 

			Die Regierung von Buenos Aires bekämpfte sie, und es gab dabei blutige Schlachten. Schließlich beschloss der Kongress, General Julio A. Roca zu beauftragen, ein großes Heer zu bilden, um die Indianer aus der Pampa-Gegend zu vertreiben. Das gelang ihm auch, wobei es dabei nicht zu großen Schlachten kam, weil die Indianer nicht so dumm waren, es mit einem so großen Heer aufzunehmen. Es gab zwar Zusammenstöße, mit Toten auf beiden Seiten, aber grundsätzlich wurden die Indianer vertrieben. Roca gab ihnen dann auch Land, das sie jedoch nur ausnahmsweise bearbeiteten, weil sie eben Nomaden waren.

			Inzwischen haben sich diese Araukaner mit der Bevölkerung vermischt, die vorwiegend aus Spanien und Italien stammt. In ihrem physischen Aussehen sind sie ohnehin nicht viel anders als die Südeuropäer. Schaut man sich ihren Führer Facundo Jones Huala an, sieht man keinen Unterschied zu einem Argentinier südeuropäischer Herkunft.

			Eine unbedeutend kleine Gruppe von Mapuche-Indianern ist jetzt als ethnische und kulturelle Gruppe aufgetreten, um einen Anspruch auf ein unabhängiges Gebietes in der Provinz Neuquén zu stellen, das u.a. das Gebiet von Vaca Muerta umfasst. Normales patagonisches Land wollen sie nicht, weil sie damit nichts anfangen können. Das hat sie jedoch nicht gehindert, gegen einen Besitz des italienischen Wollunternehmens Benetton vorzugehen. Auf dem Land in Patagonien lässt sich nichts anderes machen, als Schafe zu züchten. Doch der Wollpreis ist seit dem Vordringen der Kunstfasern stark zurückgegangen, und das hat auch zu einer Entwertung des Landes geführt. In der Provinz Santa Cruz wurden hunderte von großen “Estancias” einfach geschlossen, weil die Schafzucht ein Verlustgeschäft war.

			Einige Mapuches um Jones Huala, haben eine Gruppe gebildet, die sich RAM (Reivindicación Ancestral Mapuche) nennt. Diese erhebt eine Art Alleinvertretungsanspruch für die Belange der Indigenen, wobei es hier mehr um politischen Aktivismus geht als um die indigene Abstammung der Mitglieder. Die RAM will eine kommunistische Gesellschaft aufbauen. Es ist ein Hirngespinst, das jedoch von Cristina Kirchner für ihre Zwecke verwendet wird und mit gewalttätigen Ausschreitungen auftritt. Doch besonders dies kommt bei der Bevölkerung allgemein schlecht an. (jea)
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			Sinnlose Debatten

			Von Stefan Kuhn

			Nein, schlauer ist man nicht nach dem TV-Duell der Kanzlerkandidaten. Angela Merkel (CDU/CSU) und Martin Schulz (SPD) zeigten in der am Sonntag live übertragenen Debatte kaum ernsthafte Differenzen. Wenn Schulz redete, nickte Merkel zustimmend, wenn die Kanzlerin sprach verhielt sich Schulz ähnlich. Die Frage, wer als Sieger aus dem Duell hervorgegangen ist, erübrigt sich. Der SPD-Kandidat hat verloren, weil er keine überzeugende Themen setzen konnte. Unentschlossene Wähler wussten am Ende nicht, warum sie ihre Stimme den Sozialdemokraten geben sollten. Dann schon lieber der Kanzlerin mit ihren zwölf Jahren Regierungserfahrung, die sie gezielt in die Debatte einbrachte ohne Schulz zu brüskieren. Schulz hat auf der anderen Seite auch gewonnen. Er war eloquent, hat keine Fehler gemacht und wusste auch in Detailfragen Bescheid. Grobe Schnitzer wären in der einzigen TV-Debatte auch fatal gewesen. In den Umfragen hat sich das Kandidaten-Duell nicht niedergeschlagen. Die Unionsparteien liegen nach wie vor 14 Prozentpunkte vor der SPD. 

			Wesentlich spannender waren die TV-Debatten der kleinen Parteien. In einem Format trafen die beiden Oppositionsparteien Linke und Grüne sowie die CSU aufeinander. Das war allein schon aus dem Grund interessant, weil die Regierungspartei CSU in der vergangenen Legislaturperiode ja auch eine Art Oppositionsrolle gespielt hat. Die Differenzen zwischen den Schwesterparteien CDU und CSU waren meist größer als die zwischen CDU und SPD. Die Störmanöver aus Bayern, vor allem in der Flüchtlingsdebatte, machten Angela Merkel mehr zu schaffen als die zahmen Profilierungsversuche der SPD. Es war allerdings schade, dass die CSU in dieser Debatte das Fliegengewicht Alexander Dobrindt aufgeboten hatte. Der amtierende Bundesverkehrsminister war kaum ein Gegner für die Ko-Spitzenkandidaten der Grünen und der Linken. Dobrindt gilt als Pannenminister, der vier Jahre lang am der Pkw-Maut dilettierte und jüngst vom Diesel-Skandal überrascht wurde. In dieser Dreierdebatte konnte sich der Linke Dietmar Bartsch profilieren. Sogar die sonst eher spröde Grüne Katrin Göring-Eckart konnte punkten.

			Dass es in Deutschland noch politische Vielfalt gibt, zeigte das Fünfer-Duell zwischen den Spitzenkandidaten der im Bundestag vertretenen Grünen und Linken, der CSU sowie der rechtspopulistischen AfD und der FDP, die gute Chancen haben, in den Bundestag einzuziehen. Cem Özdemir (Grüne), Sahra Wagenknecht (Linke), Joachim Herrmann (CSU), Alice Weidel (AfD) und Christian Lindner (FDP) demonstrierten teilweise eindrucksvoll, dass es in Deutschland mehr gibt als die sozialchristdemokratische Einheitsregierung. Teilweise heißt, dass der CSU-Spitzenkandidat Herrmann und die AfD-Kandidatin Alice Weidel keine Idealbesetzungen für ihre Parteien waren. Der CSU-Mann, noch bayrischer Innenminister, verirrte sich in die steile These, dass in Bayern alles besser sei, Weidel strahlte den Charme einer nationalkonservativen Finanzbuchhalterin aus.

			Auch wenn die Fünfer-Debatte bei weitem die interessanteste war, muss man für TV-Duelle ein neues Format finden. Die Kanzlerkandidatendebatte kann man sich schenken, sie hat bei einer großen Koalition an der Regierung nicht einmal Unterhaltungswert. Nicht ohne Grund existiert diese Form auch erst seit 2002, als der amtierende Bundeskanzler Gerhard Schröder gegen den CDU/CSU-Herausforderer Edmund Stoiber antrat. Deutschland ist eine parlamentarische Demokratie, der Kanzler bzw. die Kanzlerin wird nicht vom Volk gewählt, sondern vom Bundestag. Bei den Wahlen geht es nicht um Merkel oder Schulz, es geht um Parteien und deren Programme. Zumindest theoretisch. In Wirklichkeit haben die TV-Duelle die kleinen Parteien nicht benachteiligt. Aller Voraussicht nach werden im neuen Bundestag mehr Parteien vertreten sein als je zuvor seit der bundesweiten Einführung der Fünfprozenthürde 1953.

			Hier geht es allerdings ums Prinzip. Es müsste Chancengleichheit herrschen, eine Debatte der Spitzenkandidaten aller Parteien geben, die eine Chance auf den Einzug in den Bundestag haben. Natürlich müsste sich auch an der Form etwas ändern. Wenn sechs oder sieben Spitzenpolitiker aufeinandertreffen reichen anderthalb Stunden nicht aus. Ja-Nein-Fragerunden, Publikumsfragen, Fragen von Webnutzern oder direkte Fragen eines Kandidaten an den anderen müssten eingebaut werden. Im Fünfer-Duell wurde damit gearbeitet, aber CDU und SPD, die Hauptadressaten solcher Fragen fehlten bei dieser Debatte.

			Schlauer wäre man bei einem dem politischen System angepassten Debattenform dennoch nicht. Die Argumente der Spitzenkandidaten mögen vielleicht Wechselwähler überzeugen, aber bei dieser Bundestagswahl kommen selbst Stammwähler ins Grübeln. Wer mit der großen Koalition zufrieden ist und bisher CDU gewählt hat, muss eigentlich SPD wählen, um Schwarz-Gelb oder Schwarz-Gelb-Grün zu vermeiden. Er riskiert damit allerdings, dass es zu einer Ampelkoalition aus SPD, Grünen und FDP oder gar zu Rot-Rot-Grün kommt. Linksorientierte Grünen-Wähler hätten bei einer schwarz-grünen Regierung schon Bauchgrimmen. Käme es zu einer Regierung von CDU/CSU, der FDP und den Grünen wäre das der Super-Gau. Bedenkenlos kann man eigentlich nur wählen, wenn man AfD-, FDP oder Linken-Anhänger ist. Mit der AfD will keiner, mit der Linken kaum einer, und die FDP kann mit allen koalieren.
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			Randglossen

			Letzte Woche randalierten gewalttätige meist junge Menschen eine unerwartete Gewaltszene im Stadtzentrum von Buenos Aires. Es gab Zerstörungen, Brände und dergleichen mehr, bis die Stadtpolizei und der Grenzschutz, hierzulande genannt Gendarmerie, eingesetzt wurden und die Randalierer zerstreuten. Einige wurden verhaftet und verhört. Mülleimer wurden in Brand gesteckt, Geschäfte schlossen ihre Rollläden. Erstaunte Fernsehzuschauer fragten sich, wer diese Gewaltorgien provoziert hatte. Politischer Nutznießer war Präsident Macri, der sich stets für friedliches Zusammenleben und gegen Gewalt ausgesprochen hat und dafür sorgte, dass die Ausschreitungen auf den Straßen aufhören, wie sie Gewerkschaften mit ihren Protestkundgebungen üben, als ob damit ihre inflationstreibenden Lohnforderungen durchgesetzt werden könnten, wie sie unter der vergangenen Regierung von Cristina Kirchner üblich waren. Eins zu Null für Macri.

			Es ist schon etwas irritierend, dass bei den TV-Duellen der deutschen Parteien zur Bundestagswahl immer die CSU auftaucht. Einerseits ist das korrekt, denn de facto ist die CSU ein politischer Zwitter: einerseits Regierungs-, andererseits Oppositionspartei. Der bayrische Unionsableger ist definitiv eine eigenständige Partei, hat aber mit der Schwesterpartei CDU eine gemeinsame Kanzlerkandidatin und eine Fraktionsgemeinschaft im Bundestag. Der Parteistatus der CSU hat zur Folge, dass CDU/CSU nicht nur bei der Kanzlerkandidatendebatte, sondern auch bei den TV-Duellen der kleinen Parteiern vertreten ist. Die SPD nicht. Dieses Problem könnte man leicht beheben, indem man die CSU aus den Debatten ausschließt oder die Fraktionsgemeinschaft unterbindet. 

			Im TV-Duell gegen ihren Herausforderer Martin Schulz hat sich Bundeskanzlerin Angela Merkel keine Blöße gegeben. In die Bredouille kam sie nur einmal. Die Frage, ob das Rentenalter, wie von CDU/CSU-Kreisen gefordert auf 70 Jahre heraufgesetzt werden soll beantwortete sie mit einem klaren Nein. Es war ein Merkel-Nein, vergleichbar mit den Neins zum Atomausstieg, dem Mindestlohn oder der Flüchtlingsfrage. Es wird ihr nicht dennoch schaden. Die Rente mit 70 wird kommen und sie wird „alternativlos“ sein. Die Lebenserwartung steigt, die Geburtenzahlen sind rückläufig. Ein bisschen Ehrlichkeit würde in der Rentenfrage nicht schaden. 
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			Steuereinnahmen im August: +33,5%

			Die Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, lagen im August mit $ 221,27 Mrd. um 33,5% über dem gleichen Vorjahresmonat, also weit über der Inflation. In 8 Monaten 2017 lagen die Einnahmen mit $ 1,67 Bio. um 31,2% über dem Vorjahr. Trotz Steuersenkungen trat eine reale Zunahme ein, die allerdings auch durch die Weißwaschung bedingt ist. Doch im August hatte diese keine direkte Wirkung mehr.

			Die Entwicklung war im Einzelnen wie folgt, wobei die Prozentsätze sich auf den Vergleich mit dem Vorjahr beziehen:

			- Gewinnsteuer: $ 47,40 Mio., +36,7%. 

			- Mehrwertsteuer: $ 69,93 Mio., +37,5%. Bei dieser Steuer stieg die vom Zollamt einbehaltene Steuer um 46,3% auf $ 23,96 Mio., wobei jedoch die Rückgabe der schon gezahlten MwSt. an die Exporteure um 468,8% auf $ 1,9 Mrd. stieg. Die direkt vom Steueramt eingenommene MwSt. stieg um 37,5% auf $ 47,87 Mrd. Diese Steuer bezieht sich auf die Juli-Umsätze, und zeugt von einer realen Zunahme, in der die aufstrebende Konjunktur zum Ausdruck kommt.

			- Interne Steuern: $ 5,45 Mrd., +36,1%. Diese Steuer entfällt vorwiegend auf Zigaretten, und an zweiter Stelle auf alkoholische Getränke und Luxuswaren. Der Erlös stieg in diesem Fall auch wegen der Erhöhung der Zigarettensteuer.

			- Exportzölle: $ 6,58 Mrd., +47,8%. Dass trotz der Abschaffung, bzw. Verringerung dieser Steuer, eine starke Zunahme eingetreten ist, zeugt von höheren Exporten, und auch von der Abwertungswirkung, die die Pesobeträge der Exporte erhöht.

			- Importzölle: $ 7,29 Mrd., +43,4%. 

			- Benzinsteuer: $ 4,12 Mrd., +32,5%.

			- Steuer auf Dieselöl u.a. Brennstoffe: $ 1,78 Mrd., +17%.

			- Weitere Brennstoffsteuern (auf Pressgas, Dieselöl und Benzin): 2,90 Mrd., +5,7%.

			- Schecksteuer: $ 14,74 Mrd., +36,5%. Auch in diesem Fall ist eine reale Zunahme eingetreten, die eine aufstrebende Konjunktur zum Ausdruck bringt, eventuell in geringerem Ausmaß auch einen Übergang vom Barverkehr auf Zahlungen über direkte Belastung von Bankkonten, die ab September von der Steuer ausgenommen sind.

			- Beiträge zum Sozialsystem: $ 57,53 Mrd., +29,9%. Diese Einnahmen beziehen sich vornehmlich auf Beiträge zum Pensionierungssystem, die die gestiegenen Löhne und auch eine höhere legale Beschäftigung zum Ausdruck bringen.

			Von dem gesamten Steuereinnahmen vom August entfielen $ 67,97 Mrd. auf den Bundesstaat, $ 44,57 Mio., auf die ANSES, $ 48,38 Mrd. auf die Provinzen und $ 4,83 Mrd. auf sogenannte “nicht budgetäre” Einnahmen, wie besonders der Betrag, der direkt an die AFIP geht.

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,53, gegen $ 17,80 eine Woche zuvor. Ab 31.Dezember 2016 ist der Kurs um 8,41% gestiegen. Die ZB-Reserven erreichten u$s 51,31 Mrd., gegen u$s 49,23 Mrd. eine Woche zuvor. Die Exporteure von Getreide und Ölsaat haben mehr Devisen verkauft, und die hohen Pesozinsen haben die Dollarnachfrage verringert. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.8.18 bei $ 20,75, was einen Jahreszinssatz von 20,89% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 2,86% und im Laufe dieses Jahres um 42,84%.

			***

			Die Staatstitel wiesen in einer Woche zum Mittwoch geringe und unterschiedliche Veränderungen auf. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,09; Argentina 2021: -0,14%; Argentina 2026: +0,18%; Argentina 2046: +0,36%; Bonar 2024: +0,25%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 420,88 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 423,71) und bei 24 Karat zu $ 601,25 ($ 605,30).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 4.9.17 um 25,38%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 32,07% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 4.9.17 um 24,37% auf $ 1,74 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 34,76% auf $ 1,19 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 97,39% auf u$s 31,61 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 84,37% auf u$s 14,44 Mrd. zu. Während im Pesobereich die Kredite 69,4% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich nur 45,7%, obwohl es bis zu 80% sein könnten, weil die Pflichtreserven in diesem Fall nur 20% ausmachen.

			***

			Die Auslastung der Kapazität der Industrie erreichte im Juli gemäss der INDEC-Statistik 65,1%, gegen 62% im Vorjahr und 67% im Juni 2017. Diese Statistik hat eine relative Genauigkeit, weil es sich gelegentlich um Anlagen handelt, die technologisch überholt sind und nur ausnahmensweise eingesetzt werden. Ebenfalls hängt die Kapazitätsauslastung von der Struktur der Produktion ab.

			***

			Der Construya-Index, den die wichtigsten Lieferanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen berechnen, lag im August 2017 um 24,3% über dem gleichen Vorjahresmonat und (saisonbereinigt) um 3,48% über Juli 2017. Die ersten 8 Monate 2017 liegen um 10,4% über dem Vorjahr.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (“Estimador Mensual Industrial”), der auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten aufgestellt wird und somit unvollständig ist, verzeichnet im Juli eine interannuelle Zunahme von 5,9%, womit die ersten 7 Monate 2017 um 0,8% über dem Vorjahr liegen. Da der Index für 2016 einen Rückgang von 4,6% verzeichnet, handelt es sich jetzt zunächst auf die Aufholung des Verlustes. Die Entwicklung war jedoch im Juli bei den einzelnen Industriebereichen sehr unterschiedlich, mit einer Zunahme von 12% bei Stahl, 9,2% bei Aluminium und 15,2% bei nicht metallischen Erzen (vorwiegend Zement) und 15,8% bei der metallverarbeitenden Industrie. Am anderen Extrem verzeichnet die Textilindustrie im Juli einen Rückgang von 3% (und von 12,9% in 7 Monaten), und auch die von Kautschuk und Kunststoffen einen von 5,4% (und 1,4% in 7 Monaten)

			***

			Der Index der Bautätigkeit des INDEC verzeichnet im Juli eine interannuelle Zunahme von 20,3%, und in 7 Monaten 2017 eine von 5,9%. Dies ist besonders auf die starke Zunahme öffentlicher Bauten zurückzuführen, die beim Straßenbau besonders im Asphaltverbrauch zum Ausdruck kommt, der im Juli 95,1% und in 7 Monaten um 69,7% über dem Vorjahr lag. Doch auch die private Bautätigkeit ist dank der Weißwaschung und den neuen Hypothekarkredite in Schwung gekommen.

			***

			Nachdem Angaben über die jüngste Vermögensweißwaschung bekannt wurden, die aus der AFIP stammen und unter dem Schutz des Steuergeheimnisses stehen, wurde eine gerichtliche Untersuchung einer Gruppe hoher AFIP-Beamter eingeleitet, die eventuell für dies verantwortlich sein könnte. AFIP-Direktor Alberto Abad verdächtigt eine Gruppe von Beamten, die von seinem Vorgänger Ricardo Echegaray ernannt wurden. Dennoch wird es nicht einfach sein, den oder die Schuldigen zu entdecken, die hier ein Verbrechen begangen haben, das mit zweijähriger Haft bestraft wird.

			***

			Die Einnahmen aus eigenen Steuern lagen in der Provinz Buenos Aires im August mit $ 18 Mrd. um 44% über dem gleichen Vorjahresmonat. Dabei nahmen die Einnahmen aus der Steuer auf den Bruttoumsatz um 38%, die der Kfz-Steuer um 50% und die der Immobiliensteuer um 40% zu. 67% der provinziellen Steuereinnahmen entfallen auf die Bruttoumsatzsteuer.

			***

			Ab Freitag der Vorwoche können die neugeschaffenen vereinfachten Aktiengesellschaften (“sociedad por acciones simplificada”) bei der Justizinspektion eingetragen werden. Das bezieht sich sowohl auf neue Gesellschaften, wie auf solche, die bisher Gesellschaften mit beschränkter Haftung waren. Die Eintragung erfolgt über Internet. Das Verfahren, einschließlich der Eintragung in die AFIP (mit Ausstellung einer CUIT-Nummer) soll nur 24 Stunden dauern.

			***

			ZB-Präsident Federico Sturzenegger erklärte, die Weigerung der Regierung von CFK, Banknoten von über $ 100 auszugeben, habe die Bank zwischen 2008 und 2015 $ 650 Mio. gekostet. Die Ausgabe von Banknoten von $ 200, $ 500 und $ 1.000 habe der Bank in einem Jahr $ 2,25 Mrd. gespart. 

			***

			Die Zahl der Konten bei der Wertpapierkasse der Börse von Buenos Aires ist dieses Jahr um 23.000 (7%) gestiegen. Diese Konten werden von denjenigen verwendet, die Wertpapiere über den lokalen Markt handeln.

			***

			Im Juli 2017 wurden u$s 238 Mio. für Dividenden und Gewinne ins Ausland überwiesen, teilt die ZB mit. Im Vorjahr waren es nur u$s 125 Mio. Vom Gesamtbetrag entfallen u$s 144 Mio. auf Banken und Finanzgesellschaften und nur u$s 31 Mio. auf die Lebensmittel- und Zigarettenindustrie. Doch auf der anderen Seite brachten Auslandsunternehmen und Personen, die im Ausland wohnhaft sind, im Juli $ 451 Mio. ins Land (+58% gegenüber dem Vorjahr), davon u$s 217 Mio. in Portefeuille-Anlagen und u$s 234 Mio. in direkten Investitionen.

			***

			Das Transportministerium hat über das Staatsunternehmen Trenes Argentinos ein System eingeleitet, das in Online-Auktionen von überschüssigem Eisenbahnmaterial besteht. Es handelt sich dabei um alte Schienen, Schwellen, Lokomotiven und Waggons, die in den meisten Fällen seit Jahren brach liegen. Festgestellt wurden schon 65.000 Tonnen von Eisenbahnmaterial. Aber es soll noch viel mehr hinzukommen. 

			***

			Die Zahl der Immobilienübertragungen der Stadt Buenos Aires stieg im Juli gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat um 48,8% auf 5.310, und der Betrag, um den es dabei ging, nahm gegenüber dem Vorjahr um 117% auf $ 12,35 Mrd. zu, berichtet der Verband der Notare. Der Durchschnittswert lag mit $ 2,3 Mio. um 45,8% über dem Vorjahr. Im Juli entfielen 23,6% der Übertragungen auf Käufe mit einer Hypothek, 199% mehr als ein Jahr zuvor. In den ersten 7 Monaten 2017 wurden 30.566 Immobilien übertragen, 44,4% mehr als im Vorjahr. 

			***

			Die sogenannten “gepflegten Preise” sind bis Ende Dezember 2017 verlängert worden, wobei Preiserhöhungen von ca. 3% zugelassen wurden. In vielen Fällen haben die beteiligten Unternehmen die Zahl der Produkte erhöht. Bisher waren 455 Produkte in der Liste eingeschlossen. Dieses Programm soll 2018 schrittweise abgebaut werden und 2019 nicht weiter bestehen.

			***

			Das Gesetz über Förderung der künstlichen Fischzucht wurde jetzt reglementiert, so das es angewendet werden kann. Es wird einmal ein Sonderfonds (Fonac) geschaffen, der während 10 Jahren kleinen und mittleren Unternehmen, die bis zu 1.000 Jato Fisch erzeugen, eine Finanzierung gewährt. Außerdem ist die Ausnahme von provinziellen Steuern und die beschleunigte Amortisation von Kapitalgütern für diesen Zweck vorgesehen. 

			***

			Das Handelssekretariat hat eine Dumping-Untersuchung über den Import von chinesischen Leuchtkörpern für Notfälle eingeleitet. Die Klage war von den lokalen Firmen Atomlux und Gama Sonic eingeleitet worden. 

			***

			Die Stiftung FIEL (Fundación de Investigaciones Económicas Latinoamericanas), die sich mit Wirtschaftsforschung befasst und als sehr seriös angesehen wird, rechnet für dieses Jahr mit einer Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 2,7%, einer Inflation von 21% und einem primären Defizit von 4,2% des BIP. Für 2018 wird mit einer Wachstumsrate von 3% und einer Inflation von 16% gerechnet.

			***

			Die lokale Kfz-Produktion erreichte im August 45.262 Einheiten, 3,9% über dem gleichen Vorjahresmonat und 18,6% über Juli 2017, teilt der Verband der Fabrikanten Adefa mit. Die Lieferungen an die Agenturen lagen mit 76.700 Kfz um 19,9% über dem Vorjahr und 5,5% über dem Vormonat. Exportiert wurden 17.583 Einheiten, 6,7% über dem Vorjahr und 21,1% über Juli 2017. Aus diesen Zahlen ergibt sich, ohne die Veränderungen des Bestandes zu berücksichtigen, ein Import von 49.021 Einheiten, womit 64% der Automobile, Lastwagen und Kleinlaster, die an die Agenturen geliefert wurden, importiert waren. Hinzu kommen noch die Importe von Marken, die nicht durch die lokalen Fabrikanten vertreten sind. Das System des kompensierten Kfz-Austausches, das einen Import von höchstens 1,5 Einheiten für jede exportierte Einheit erlaubt, wurde auch im August nicht entfernt eingehalten. 

			***

			Die Zementlieferungen, einschließlich Exporten erreichten im August die Rekordmenge von 1,12 Mio. Tonnen, und lagen dabei um 6,7% über dem gleichen Vorjahresmonat und um 10,4% über Juli 2017, berichtet der Verband der Zementfabrikanten. In 8 Monaten 2017 lag die Produktion um 10,4% über dem Vorjahr.

			***

			Im August 2017 erteilten die lokalen Banken Hypothekarkredite für Eigenwohnung, von denen 84% mit dem UVA-Index berichtigt werden, für $ 7,12 Mrd., 38% mehr als im Juli 2017. Auf die staatlichen Banken (Nación, Ciudad und BAPRO) entfällt 84% des gesamten Betrages. Die Banco Nación allein ist für 41% dieser Kredite verantwortlich, was darauf beruht, dass diese Bank die Kredite des ProCreAr-Systems konzentriert, bei denen eine staatliche Subvention besteht. Die Hypothekarkredite nahmen in 12 Monaten um 51% zu.

			***

			Ab Januar 2018 werden sowohl die monatlichen Beiträge der Einheitssteuerzahler, wie die Höchstbeträge, die bei ihrem Umsätzen gelten, um in dieser Kategorie eingestuft zu werden, um 28% erhöht, teilt die AFIP mit. Das Gesetz 27.346 sieht vor, dass die Erhöhung im gleichen Ausmaß der Pensionen erfolgt, die dieses Jahr im März um 12,96% und im September 13,32% angehoben wurden, was zusammen (kumulativ) 28% ergibt. 

			***

			Die Reifenindustrie (FATE, Firestone, Pirelli u.a.) willigte einer Lohnerhöhung von 27% zu, ca. 4 Punkte mehr als der Durchschnitt der diesjährigen Erhöhungen. Die Zulage wird in zwei Stufen gezahlt. Es handelt sich um die zweithöchste Lohnerhöhung, nach der der Speiseölindustrie, die 37% gewährt hat. Die Gewerkschaft der Reifenarbeiter wird seit zwei Jahren von Alejandro Crespo beherrscht, der der extrem linken Partei Partido Obrero angehört und zweiter Mann bei der Gewerkschaftszentrale CTA war, die Hugo Yasky leitet, die ebenfalls extreme Positionen befürwortet. Dass Crespo eine anormal hohe Lohnerhöhung durchgesetzt hat, schwächt die gemäßigten Gewerkschafter.

			***

			Das Schatzamt hat Staatstitel Bonar 2014 für u$s 5 Mrd. ausgegeben, die auf dem Markt vornehmlich durch Swap-Geschäfte (Verkauf und gleichzeitiger Terminkauf) untergebracht werden sollen. Zunächst geht es dabei um einen Betrag von u$s 1,8 Mrd. 

			***

			Das Produktionsministerium hat am Dienstag das Programm Potenciar in Gang gesetzt, das sich auf die Unterstützung von kleinen und mittleren Unternehmen bei ihrer Exporttätigkeit bezieht. Zunächst stehen $ 100 Mio. für diesen Zweck zur Verfügung, wobei die Anträge bis zum 22. September eingereicht werden können. Außerdem werden $ 50 Mio. für die Subvention der Zinsen der Kredite der BICE-Bank (Banco de Inversión y Comercio Exterior) und $ 39 Mio. als direkte Subvention zur Verfügung gestellt. Außerdem erhalten diese Unternehmen Unterstützung bei ihren Amtsschritten, und auch durch die argentinischen Botschaften. Der Unterstaatssekretär für produktive Geschäftsführung, Gastón Drucaroff, erklärte, es bestünden schon 65 Unternehmen, die sich am Programm beteiligen können, wobei 20 bis 25 es auf alle Fälle tun würden. 

			***

			Die Nationalregierung hat $ 1,6 Mrd. für die Beendigung der Ausbaggerung des Salado-Flusses (Provinz Buenos Aires) bestimmt. Insgesamt fehlt noch eine Investition von u$s 1,1 Mrd., die zum größten Teil von der Weltbank bereitgestellt werden soll. Die Strecke von 37 km von der Lagune Las Flores bis Lobos soll 2019 beendet werden, und der Rest der insgesamt 200 km bis 2022. Wenn der Salado-Fluss mehr Wasser aufnimmt, das dann in den Río de la Plata fließt, dann werden Überschwemmungen in vielen Gegenden vermieden oder schneller überwunden.

			***

			Der Bestand der ZB an Lebac-Wechseln übertraf diese Woche leicht die Grenze von einer Billion Pesos, was 120% der monetären Basis ausmacht. Ende August 2017 waren es noch $ 941,01 Mrd., und im Dezember 2015, als Macri als Präsident antrat, $ 330 Mrd. Anfang 2013 lag der Betrag bei 92,31 Mrd.

			*** 

			Im August stiegen die argentinischen Exporte nach Brasilien gegenüber dem Vorjahr um 6,5%, während die Importe aus Brasilien um 30,8% zunahmen, hat die Consulting-Firma abeceb ermittelt. Die Exporte lagen im August bei u$s 849 Mio., und in 8 Monaten 2017 bei u$s 6,16 Mrd., 6,6% über dem Vorjahr. Dieses Jahr hat Argentinien 8.780 Kfz weniger als im Vorjahr nach Brasilien geliefert. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien ist das Bruttoinlandsprodukt im 2. Quartal 2017 gegenüber dem ersten um 0,2% gestiegen. Nachdem das BIP im 1. Quartal schon um 1% gegenüber dem 4. Quartal 2016 gestiegen war, sind es schon zwei Quartale mit Zunahme, was gemäß einer Konvention der Fachökonomen als Überwindung der tiefen Rezession der Jahre 2015 und 2016 ausgelegt wird, in den das BIP insgesamt um 7,5% zurückgegangen war. Es handelt sich um eine Tendenzwende, die allerdings in einer sehr schwachen Erholung zum Ausdruck kommt. Die Zunahme ist besonders auf die Landwirtschaft zurückzuführen, die im 1. Halbjahr 2017 um 15% über dem Vorjahr lag. Für ganz 2017 erwarten private Ökonomen eine BIP-Zunahme von bestenfalls 2%.

			***

			In Brasilien erzeugten die Kfz-Fabriken im August 260.300 Automobile, Lastwagen und Kleinlaster, 45,7% über dem Vorjahr und 15,4% über Juli 2017, teilt der Verband Anfavea mit. In 8 Monaten wurden 1,74 Mio. Kfz erzeugt, 25,5% über dem Vorjahr. Von diesen wurden 506.007 Kfz exportiert, 56,1% über dem Vorjahr. Allein im August wurden 66.582 Kfz exportiert, 61,7% über dem Vorjahr. 2016 war die Kfz-Produktion um 11,2% zurückgegangen, und der interne Verkauf um 20,19%.

			***

			Geschäftsnachrichten

			ExxonMobil

			Der Vizepräsident dieses weltweit führenden US-Erdölunternehmens, Darren Woods, hat Präsident Mauricio Macri persönlich ein Investitionsvorhaben von u$s 200 Mio. im Gebiet von Vaca Muerta, Provinz Neuquén, mitgeteilt. Die Firma ist in diesem Gebiet schon über ihre Tochtergesellschaft XTO tätig, eines der US-Erdölunternehmen mit dem grössten “know how” auf dem Gebiet der nicht konventionllen Erdöl- und Gaslager, das gegenwärtig an der Fertigstellung einer horizontalen Bohrung von 3 km im Gebiet Los Toldos (in Vaca Muerta) arbeitet. 

			Arcos Dorados Holdings Inc.

			Dieser größte unabhängige Betreiber der McDonald’s-Kette auf der Welt, der in 20 Ländern von Lateinamerika und der Karibik mit 2.160 Restaurants anwesend ist, kündigte eine Investition von u$s 500 Mio. in der Region an, mit 180 neuen Restaurants in verschiedenen Ländern, sowie der Erneuerung der bestehenden. Dabei entstehen 13.000 Arbeitsplätze für junge Menschen, die zu ersten Mal arbeiten.  Arcos Dorados zählt mit einer Gesamtbelegschaft von 90.000 Personen, von denen 73.000 zwischen 16 und 23 Jahre alt sind. In Argentinien arbeiten 17.000 Personen, von dene 85% unter 35 Jahren alt sind. Jedes Jahr nimmt das Unternehmen ca. 7.000 junge Menschen auf. Die Firma investiert jährlich u$s 50 Mio. um diese jungen Menschen auszubilden. 

			Banco de la Nación Argentina

			Diese Staatsbank hat über ihre Tochterfirma Nación Servicios ein neues Zahlungsmittel für diejenigen geschaffen, die kein Bankkonto haben, das PIM benannt wurde und Zahlungen über ein Mobiltelefon erlaubt. Die Bank schenkt dabei jedem, der sich dem System anschließt $ 50. Um das System zu verwenden, muss man nur “4563#” in das System eingeben. Anweisungen zur Verwendung des Systems sind per Internet über “web.pim.com.ar” erhältlich. In Córdoba wurde das System schon im Juli und August versuchsweise eingeführt, wobei sich 40.000 Personen und 1.000 Einzelhändler eintrugen.

			AB InBev

			Dieser Bierfabrikant, der auf dem lokalen Markt vorwieged mit den Marken Quilmes, Brahma und Stella Artois auftritt, hat mit CCU, die Bier der Marken Schneider und Heineken liefert, ein Abkommen über Markenaustausch abgeschlossen. Budweiser geht in Argentinien auf AB InBev über, und CSU erhält die Marken Isenbeck, Iguana, Diosa, Norte und Báltica. Bei diesem Tauschgeschäft zahlte AB InBev u$s 306 Mio. Das Geschäft muss noch von der Kommission für Verteidigungsschutz genehmigt werden. AB Inbev ist aus der Fusion der belgischen Anheuser Busch und der brasilianischen InBev hervorgegangen, die ihrerseits eine Fusion der brasilianischen Brahma und der argentinischen Quilmes ist. 

			PdVSA

			Dieses venezolanische Erdölunternehmen hat in diesem Jahr u$s 2,8 Mio. an ihre argentinische Filiale überwiesen, um einen Konkurs zu vermeiden. PdVSA ist seit 2005 in Argentinien tätig, als eine Tankstelle auf der Avenida del Libertador in Anwesenheit von Präsident Hugo Chavez eingeweiht wurde. Damals wurde angekündigt, dass ein Netz von 600 Tankstellen in Verbindung mit der staatlichen Enarsa errichtet würde. Doch jetzt betreibt die venzolanische Firma in Argentinien nur 53 Tankstellen der Marken Pdvsur und Sol, von denen sich nur zwei in der Stadt Buenos Aires befinden. 2006 bildete PdVSA zusammen mit der uruguayischen ANCAP die Firma “Empresa Petrolera del Cono Sur”, die u.a. auch die 120 Tankstellen der Firma Sol in Argentinien übernahm. Die lokale Filiale von PdVSA erlitt im ersten Halbjahr 2017 in Argentinien einen Verlust von $ 58 Mio. 

			Edenor

			Dieses Stromverteilungsunternehmen hat anlässlich des 25. Jahrestages der Bildung des Unternehmens, auf der Grundlage eines Teils des Verteilungsnetzes der staatlichen Segba, ein Investitionsprogramm von $ 25 Mrd. bis 2021 angekündigt. Investitionen für $ 1,5 Mrd. wurden schon vollendet, und weitere für $ 5 Mrd. befinden sich in Durchführung. In einer Feier, in der ein ausgedehntes Modernisierungsprogramm vorgestellt wurde, mit viel neuer Technologie, hob der Vorsitzende des Unternehmens, Marcelo Mindlin (der auch das Unternehmen Pampa Energía  und das Bauunternehmen SACDE kontrolliert) die neue Identität des Unternehmens hervor. All dies beruht auf der neuen Rahmenordnung, die die Macri-Regierung eingeführt hat, die dem Unternehmen eine Bruttogewinnmarge gewährt, die auch für eine angemessene Instanhdhaltung ausreicht. Edenor hat sich dabei verpflichtet in der Periode 2017/21 24 neue Verteilungsstationen (auf die 80 schon bestehenden) zu errichten, sowie 2.000 Fernkontrollpunkte, intelligente Messgeräte, und 3.500 neue Transformationsstationen (auf die 18.000 bestehenden). Ebenfalls soll der Energieraub, der in 300.000 Fällen besteht, eingedämmt werden. Edenor hat insgesamt ca. 3 Mio. Kunden und eine Belegschaft von 5.000 Personen. Die Aktien werden in Buenos Aires und New York kotiert. Die erste sichtbare Folge dieser Unternehmenspolitik, die die Macri-Regierung möglich gemacht und gefördert hat, ist eine starke Verringerung der Stromausfälle, sowohl in Zahl wie in Dauer.
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			Die komplexe Problematik der Staatsfinanzen

			Präsident Mauricio Macri steht vor einem Problem, das unlösbar erscheint, und doch irgendwie gelöst werden muss, wenn man vermeiden will, dass es zu einem bösen Ende kommt. Er stellt eine Steuerreform in Aussicht, von der man nicht weiß, auf was sie sich bezieht, ist sich jedoch bewusst, dass sie den Staat bestimmt Einnahmen kosten wird. Doch das Defizit der Staatsfinanzen ist schon untragbar hoch, und erreicht, richtig berechnet, also ohne kreative Buchhaltung und mit dem sogenannten quasifiskalischen ZB-Defizit, über 8% des Bruttoinlandsproduktes (und noch mehr, wenn man Provinzen und die Stadt Buenos Aires einschließt), so dass eine weitere Erhöhung nicht zu verantworten ist. Macri hat in der Vorwoche sein Kabinett aufgefordert, sich mehr um die Senkung des Defizits zu bemühen, was bedeutet, dass sich jeder überlegen muss, wie er die Ausgaben verringert, die von ihm abhängen. 

			In Brasilien steht die Regierung vor einem ähnlichen Problem, das Präsident Michel Temer mit tiefgreifenden Reformen in Angriff genommen hat, zuletzt einem großangelegten Privatisierungsprogramm. Doch Temer ist ein Übergangspräsident, der sich bei Wahlen von 2018 nicht stellt und das tut, was in der Politik als “schmutzige Arbeit” bezeichnet wird. Macri ist hingegen ein Präsident, der langfristig denken und handeln muss, weil es nicht nur darum geht, bestimmte Reformen durchzuführen, sondern eine zivilisierte Wirtschaftspolitik politisch durchzuhalten und in den kommenden Regierungen weiter zu führen.  

			Die Verringerung der Staatsausgaben

			Beginnen wir mit der Senkung der Staatsquote, also der Ausgaben des Nationalstaates, der Provinzen und Gemeinden bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt. Schatzminister Dujovne hat in diesem Sinn darauf hingewiesen, dass die Quote schon von 43% auf 41% des BIP verringert wurde. Private Berechnung ergeben mehr; doch auf alle Fälle waren es vor den Kirchners unter 30%, und auch wenn man die strukturelle Erhöhung der Sozialausgaben berücksichtigt (wegen Verallgemeinerung der Altersrente, Alterung der Bevölkerung und Anerkennung berechtigter Rentenansprüche, sowie verschiedenen sozialen Programmen), sollten es um die 35% sein, um das Defizit auf einen haltbaren Stand zu senken und eine Steuerreform möglich zu machen. 

			Das beste Rezept für die Senkung der Staatsausgaben ist die Anwendung der Methodologie des Nullbudgets. Es handelt sich darum, dass der Haushalt nicht, wie jetzt, auf Grund des vorangehenden aufgestellt wird, womit die bestehende Vergeudung beibehalten wird, sondern, dass man von null ausgeht und die einzelnen Ausgabenposten prüft. Dabei werden die einzelnen Ausgaben in jedem Bereich gemäß ihrer Priorität aufgestellt, und dann wird erwogen, was geschieht, wenn die weniger wichtigen Ausgaben gestrichen werden. Ebenfalls werden dabei Staatsfunktionen aufgedeckt, für die verschiedene Staatsstellen verantwortlich sind, wobei nur eine verbleiben sollte. Ebenfalls gibt es dabei Privatisierungsmöglichkeiten, die sich nicht nur auf unternehmerische Staatstätigkeiten beziehen, sondern auch auf Kontrollen, Studien u.a. Bereiche. Und schließlich schafft die moderne Computertechnologie immense Sparmöglichkeiten. 

			Die Einführung des Nullbudgets ist sehr komplex und erfordert die Mitarbeit von privaten Fachleuten. Die für jeden Bereich zuständigen Beamten sind nicht in der Lage, diese Arbeit zu bewältigen. Für das Budget des Jahres 2018, das spätestens am 15. September im Parlament eingebracht werden muss, lässt sich kein Nullbudget anwenden. Aber man müsste bald beim Budget für 2019 auf dieser Basis arbeiten. Das dürfte jedoch nicht geschehen.

			Doch auf alle Fälle kann man die Art der Ausgabenanalyse, die dem Nullbudget zu Grunde liegt, sofort anwenden. Dabei tauchen dann viele Sparmöglichkeiten auf. Macri hat in seiner Regierung ein besonderes Modernisierungsministerium geschaffen, das sich mit diesen Themen befasst, jedoch bisher keine großen Erfolge vorweisen kann. 

			Das Problem, das sich dabei stellt, besteht darin, dass dann Staatsangestellte übrig bleiben, die nicht entlassen werden können, weil sie Stabilität genießen und das Parlament bestimmt nicht bereit wäre, ein Sondergesetz für diesen Zweck zu verabschieden. Doch was getan werden kann, ist eine Einfrierung der freiwerdenden Stellen zu verfügen. Jedes Jahr verringert sich die Zahl der Staatsangestellten durch Pensionierung, Tod oder Rücktritte um gut 3%. Wenn eine freigewordene Stelle nicht mit schon bestehenden Angestellten besetzt werden kann, dann wird eine Ausnahme gemacht. Dieses System hat es schon gegeben, zum letzten Mal unter Isabel Perón und am Anfang der Militärregierung. Zum zweiten müssten Beamte von einer Tätigkeit auf eine andere versetzt werden können. Allgemein fehlen in den öffentlichen Hospitälern Krankenschwestern, die für eine effizienten Betrieb unerlässlich sind  Es müsste somit Angestellten die Möglichkeit einer Ausbildung und einer besseren Bezahlung beim Übergang auf diesen Beruf geboten werden. Ebenfalls sollte es mehr Sicherheitskräfte geben, und auch sonst könnten Staatsangestellte besser eingesetzt werden, z.B. bei der Bedienung des Publikums, dort wo lange Schlangen bestehen. All dies müsste systematisch vollzogen werden. Und dann könnte auch ein ähnliches System wie bei den Subventionsempfängern eingeführt werden, bei dem der Staat für eine bestimmte Periode einen Teil des Lohnes zahlt, wenn der Beamte auf ein Privatunternehmen übergeht. Der Modernisierungsminister hat das Wort.

			Ein weiter Aspekt, der bei den Staatsausgaben wesentlich ist, bezieht sich auf die öffentlichen Investitionen. Die Regierung hat hier schon durch Abschaffung der Überpreise, die unter den Kirchners üblich waren, und auch durch Prüfung und Neuformulierung von Projekten, einen großen Fortschritt erreicht. Ebenfalls soll durch das neue System der öffentlich-privaten Zusammenarbeit einmal ein Teil der Finanzierung auf Privatunternehmen verlagert werden, und dann mehr Effizienz bei der Durchführung erreicht werden, was Kosten spart. Schließlich bemüht sich die Regierung mit sichtbarem Erfolg um eine Erhöhung der Kreditmasse, die die Weltbank, die Interamerikanische Entwicklungsbank u.a. Finanzinstitute dieser Art erteilen, so dass dann das Schatzamt bei der Finanzierung öffentlicher Investitionen erleichtert wird. Doch auf der anderen Seite ist eine starke Zunahme der Staatsinvestitionen in Gang, so dass noch mehr getan werden muss, um zu erreichen, dass die Mittel, die der Staat für diesen Zweck aufwendet, nicht ausufern. 

			Die Hinterziehungsproblematik

			Das erste, was auf steuerlichem Gebiet in Angriff genommen werden sollte, besteht in der wirksamen Bekämpfung der immer noch hohen Hinterziehung. Bei der Gewinnsteuer (die immer noch den falschen Namen trägt, obwohl Präsident Macri vor Monaten schon angekündigt hatte, sie in Einkommenssteuer umzutaufen, wie sie auf der ganzen Welt heißt) besteht ein unhaltbarer Zustand, der darin zum Ausdruck kommt, dass Argentinien zu den Ländern mit den höchsten Steuersätzen gehört, jedoch der Erlös der Steuer bezogen auf das BIP viel niedriger als in in Ländern mit viel geringeren Sätzen ist. Der Erlös müsste auch bei Beibehaltung einer unvermeidlichen Hinterziehung um gut 2 Prozentpunkte des BIP steigen. Das erlaubt dann Steuerreformen, die den Fiskus im Endeffekt Geld kosten. 

			Bei der Gewinnsteuer bestehen sehr unterschiedliche Gruppen:

			- Unternehmen, die an der Börse kotieren, und dabei mehrfachen Kontrollen ausgesetzt sind, haben minimale Hinterziehungsmöglichkeiten. Sie werden einmal von vereidigten Buchhaltern kontrolliert, die ihre Bilanzen beglaubigen, dann vom Syndikus, dann von der Nationalen Wertpapierkommission und schließlich vom Effektenmarkt der Börse. Hinzu kommt noch der Umstand, dass Kleinaktionäre, die eine Hinterziehung entdecken, die Leiter des Unternehmens verklagen können.

			- Auslandsunternehmen hinterziehen prinzipiell nicht, einmal weil strenge interne Normen bestehen, die weltweit gelten, dann aber auch, weil die lokalen Leiter wissen, dass bei einer Hinterziehung, die aufgedeckt wird, die Verantwortung auf sie abgeschoben wird, was ihnen ihre Stellung kostet. Diese Unternehmen können bestenfalls Steuern umgehen, also legale Lücken ausnutzen, um weniger zu zahlen. Gelegentlich können sie auch Gewinne auf ihre Mutterhäuser verschieben. Die Möglichkeiten in diesem Sinn sind jedoch begrenzt.

			- Weitere Unternehmen, die als Aktiengesellschaften oder Gesellschaften  mit beschränkter Haftung organisiert sind, und sich gegenüber der AFIP u.a. staatlichen Stellen verantworten müssen, haben auch beschränkte Möglichkeiten der Hinterziehung. Wenn diese Unternehmen passive Aktionäre oder Partner haben, laufen die Leiter der Firmen Gefahr, von diesen angezeigt zu werden. Abgesehen davon muss ihre Bilanz von einem Buchhalter beglaubigt werden, der auch eine Verantwortung für Hinterziehung trägt.

			- Arbeitnehmer, bei denen der Lohn oder das Gehalt schon vom Unternehmen versteuert wird, und dem Steueramt bekannt ist, riskieren sehr viel, wenn sie  bei ihrer Steuererklärung ein niedrigeres Einkommen angeben. Ihre Hinterziehungsmöglichkeiten sind minimal.

			- Selbstständig  Tätige und kleine und mittlere Unternehmen, meistens Familienbetriebe, bei denen sich das persönliche Einkommen mit dem des Unternehmens mischt, hinterziehen in sehr vielen (den meisten?) Fällen Steuern in großem Umfang. Wer von einem Klempner, einem Elektriker oder einem Maler ein ordentliche Rechnung fordert, kann eine harsche Antwort erwarten. Auch bei akademischen Berufen, bei Bars und Restaurants, und beim unabhängigen kleinen Einzelhandel im Allgemeinen, und besonders in Dörfern des Landesinneren, ist die Hinterziehung enorm.   

			- Schließlich kommt noch eine Sonderkategorie, bei der eine bedeutende und allgemeine Hinterziehung besteht: die Rindfleischwirtschaft. Die Schlachthöfe, die nur für den Binnenmarkt tätig sind, hinterziehen in großem Ausmaß, was sich einerseits auf die Landwirte überträgt, die die Rinder liefern, und dann auf die Grossisten, die das Fleisch beziehen, und schließlich auf die Metzger. Die AFIP hat unlängst ein Kontrollsystem eingeführt, das in einer Anzahlung auf die MwSt. bei den gelieferten Rindern besteht, ohne die die Schlachtung nicht zugelassen wird. Indessen kann die AFIP kaum feststellen, dass eine Vorauszahlung nicht erfolgt und das Rind trotzdem geschlachtet wird. In den 90er Jahren, als Felipe Solá Landwirtschaftssekretär war, wurde an einem Kontrollsystem gearbeitet, das jedoch schließlich nicht eingeführt wurde, das in besonderen Waagen für die Rinder und dann für das Fleisch bestand, die nicht umgangen werden konnten, und der AFIP die Daten über Internet übermittelten. Das System sollte von Privatunternehmen finanziert, betrieben und kontrolliert werden. Man sollte diese Initiative wieder aufnehmen.

			Die AFIP hat bei der Steuerkontrolle, besonders bei der MwSt., durch allgemeine Einführung der Informatik, einen großen Fortschritt erreicht. Der Zugang und die Kontrolle der Information, die bei den traditionellen Steuererklärungen auf Papier sehr schwierig war, ist bei Speicherung der Daten im einem Server einfach geworden. Die Förderung des Zahlungsverkehrs über Zahl- und Kreditkarten, sowie über direkte Internetüberweisung, die in den letzten Monaten eingeleitet wurde, erlaubt ebenfalls eine  viel bessere Steuerkontrolle. Dass jetzt verboten wurde, bei Barzahlungen einen niedrigeren Preis zu fordern, und dass alle Einzelhändler Zahlung über Karten entgegennehmen müssen (was weitgehend nicht beachtet wird), geht auch in diese Richtung, ebenso wie die Abschaffung der Schecksteuer bei Überweisungen über Internet. Ebenfalls wurden unlängst, zum ersten Mal, die Erklärungen der Einheitssteuerzahler unter die Lupe genommen, um die zahlreichen Fälle aufzudecken, in denen der Umfang des Einkommens und der Tätigkeit die Einstufung in diesem System ausschließt. Gewiss bestehen noch viel mehr Kontrollmöglichkeiten; aber es besteht schon ein großer Fortschritt und auch mehr Sorge der verantwortlichen Beamten für die Hinterziehungsproblematik.

			Die Steuerreform

			Präsident Macri und seine für den wirtschaftlichen Bereich zuständigen Minister sind sich der Tatsache bewusst, dass das Steuersystem große Verzerrungen aufweist, die störend auf die Wirtschaft wirken. Doch wenn man sie abschaffen will, so nehmen die Steuereinnahmen ab, was sich gegenwärtig nicht verantworten lässt. Somit wird gleichzeitig an neue Steuern oder Erhöhung der Sätze der bestehenden gedacht, um dies auszugleichen, womit jedoch auch neue Probleme geschaffen werden. Es wurde zwar die Absicht bekanntgegeben, nach den Oktoberwahlen ein Gesetzesprojekt über Steuerreform im Kongress einzubringen, jedoch der Inhalt der Reform wurde verschwiegen. Offensichtlich wird noch darüber nachgedacht.

			Einige Reformen wurden schon vollzogen, so bei der Gewinnsteuer, der Vermögenssteuer und der Schecksteuer. Von den weiteren Reformen, von denen die Rede ist, scheint vorerst nur die Aufwertung der Aktiven von Unternehmen beschlossene Tatsache zu sein. Dadurch steigen die Amortisationen und verringert sich der versteuerbare Gewinn. Dies soll angeblich erst 2018 in Kraft treten. Das kostet den Fiskus nicht zu viel, und erleichtert gleichzeitig vielen Unternehmen den Zugang zum Bankkredit, da die Aktiven dann zum richtigen Wert gebucht werden. 

			Über die Abschaffung der Schecksteuer, oder die Möglichkeit, sie mit der Gewinnsteuer verrechnen zu können, bestehen Zweifel. Denn diese Steuer, deren Eintreibung die AFIP nichts kostet, ist sehr ergiebig, und außerdem würde dann die Wirkung auf die Internet-Zahlungen, die von der Steuer befreit sind, verloren gehen.

			Bei der Gewinnsteuer ist eine Erhöhung des steuerfreien Minimums und eine Verringerung der Sätze der progressiven Skala fällig, zumindest um die Inflation seit der letzten Berichtigung auszugleichen. Doch man sollte etwas weiter gehen, und auch die Diskriminierung der selbstständig Tätigen gegenüber den im Abhängigkeitsverhältnis arbeitenden abschaffen, oder zumindest mildern. Doch das kostet den Fiskus viel Geld. Es ist auch davon die Rede, Kapitalgewinne zu besteuern, also solche, die bei Verkäufen von Immobilien, Aktien u.a. Gütern auftreten. Dabei müsste jedoch die Inflation berücksichtigt werden, und das stellt eine Komplikation dar. Außerdem fördert dies, besonders bei Immobilien, die Fälschung der angegebenen Werte.

			Die Verzerrungen beim Steuersystem treten besonders krass bei der provinziellen Bruttoumsatzsteuer auf. Doch der Erlös dieser Steuer stellt bei  den provinziellen Steuereinnahmen bis zu einem Drittel dar, so dass kein Gouverneur bereit ist, auf diese Steuer zu verzichten. Die logische Alternative, die auch dieses Mal erwähnt wurde, besteht darin, diese Steuer durch eine Steuer auf den Endverkauf an den Konsumenten zu ersetzen (wie sie in den USA und viele anderen Ländern besteht). Doch gerade hier ist die Hinterziehung hoch, weil die Kontrolle sehr schwierig ist, so dass die Einnahmen zu niedrig wären. Eine andere Alternative ist eine Zusatzsteuer auf die nationale MwSt. Doch dabei würde der Satz dieser Steuer von 21% auf bis zu 30% steigen, und das wäre untragbar. Wie sich Schatzminister Dujovne den Fall vorstellt, ist vorerst nicht bekannt. Es ist gut möglich, dass es schließlich nur zu einer Verpflichtung der Provinzen über Begrenzung der Sätze dieser Steuer kommt, die in vielen Fällen in den letzten Jahren stark erhöht wurden, was die verzerrende Wirkung explosiv erhöht. 

			Gelegentlich wird die Regierung das Reformprojekt bekannt geben müssen. Dann werden wir wissen, woran wir uns zu halten haben, und nicht mehr mit Vermutungen spekulieren müssen.

		

	